
8.1.5 Gesetz über Urheberrecht und verwandte Schutzrechte (Urheberrechtsgesetz) 

Vom 09.09.1965 (BGBl. I S. 1273), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14.12.2012 

(BGBl. I S.2579) 

Erster Teil   Urheberrecht 

Sechster Abschnitt   Schranken des Urheberrechts 

§ 46   Sammlungen für Kirchen-, Schul- oder Unterrichtsgebrauch 

(1) Nach der Veröffentlichung zulässig ist die Vervielfältigung, Verbreitung und öffentliche 

Zugänglichmachung von Teilen eines Werkes, von  Sprachwerken oder  von Werken der Musik von 

geringem Umfang, von einzelnen Werken der bildenden Künste oder einzelnen Lichtbildwerken als 

Element einer Sammlung, die Werke einer größeren Anzahl von Urhebern vereinigt und nach ihrer 

Beschaffenheit nur für den  Unterrichtsgebrauch in  Schulen, in nichtgewerblichen Einrichtungen der 

Aus- und Weiterbildung oder in Einrichtungen der Berufsbildung oder für den Kirchengebrauch 

bestimmt ist. (...) In den Vervielfältigungsstücken oder bei der öffentlichen  Zugänglichmachung  ist 

deutlich anzugeben, wozu die Sammlung bestimmt ist. 

(...) 

(3) Mit der Vervielfältigung oder der öffentlichen Zugänglichmachung darf erst begonnen werden, 

wenn die Absicht, von der Berechtigung nach Absatz 1 Gebrauch zu machen, dem Urheber oder, wenn 

sein Wohnort oder Aufenthaltsort unbekannt ist, dem Inhaber des ausschließlichen Nutzungsrechts 

durch eingeschriebenen Brief mitgeteilt worden ist und seit Absendung des Briefes zwei Wochen 

verstrichen sind. Ist auch der Wohnort oder Aufenthaltsort des Inhabers des ausschließlichen 

Nutzungsrechts unbekannt, so kann die Mitteilung durch Veröffentlichung im Bundesanzeiger bewirkt 

werden. 

(4) Für die nach den Absätzen 1 und 2 zulässige Verwertung  ist dem Urheber eine angemessene 

Vergütung zu zahlen. 

(5) Der Urheber kann die nach den Absätzen 1 und 2 zulässige Verwertung verbieten, wenn das Werk 

seiner Überzeugung nicht mehr entspricht, ihm deshalb die Verwertung des Werkes nicht mehr 

zugemutet werden kann und er ein etwa bestehendes Nutzungsrecht aus diesem Grunde zurückgerufen 

hat (§°42). Die Bestimmungen in § 136 Abs. 1 und 2 sind entsprechend anzuwenden. 

§ 48   Öffentliche Reden 

(1) Zulässig ist  

(...) 

2. die Vervielfältigung, Verbreitung und öffentliche Wiedergabe von Reden, die bei öffentlichen 

Verhandlungen vor staatlichen, kommunalen oder kirchlichen Organen gehalten worden sind. 

(2) Unzulässig ist jedoch die Vervielfältigung und Verbreitung der in Absatz 1 Nr. 2 bezeichneten 

Reden in Form einer Sammlung, die überwiegend Reden desselben Urhebers enthält. 

§ 49   Zeitungsartikel und Rundfunkkommentare 



(1) Zulässig ist die Vervielfältigung und Verbreitung einzelner Rundfunkkommentare und einzelner 

Artikel sowie mit ihnen im Zusammenhang veröffentlichter Abbildungen aus Zeitungen und anderen 

lediglich Tagesinteressen dienenden Informationsblättern in anderen Zeitungen und 

Informationsblättern dieser Art sowie die öffentliche Wiedergabe solcher Kommentare, Artikel und 

Abbildungen, wenn sie politische, wirtschaftliche oder religiöse Tagesfragen betreffen und nicht mit 

einem Vorbehalt der Rechte versehen sind.(...) 

(2) Unbeschränkt zulässig ist die Vervielfältigung, Verbreitung und öffentliche Wiedergabe von 

vermischten Nachrichten tatsächlichen Inhalts und von Tagesneuigkeiten, die durch Presse oder Funk 

veröffentlicht worden sind; ein durch andere gesetzliche Vorschriften gewährter Schutz bleibt 

unberührt. 

§ 52   Öffentliche Wiedergabe 

(1) Zulässig ist die öffentliche Wiedergabe eines veröffentlichten Werkes, wenn die Wiedergabe 

keinem Erwerbszweck des Veranstalters dient, die Teilnehmer ohne Entgelt zugelassen werden und im 

Falle des Vortrages oder der Aufführung des Werkes keiner der ausübenden Künstler (§ 73) eine 

besondere Vergütung erhält. (...) 

(2) Zulässig ist die öffentliche Wiedergabe eines erschienenen Werkes auch bei einem Gottesdienst 

oder einer kirchlichen Feier der Kirchen oder Religionsgemeinschaften. Jedoch hat der Veranstalter 

dem Urheber eine angemessene Vergütung zu zahlen. 

(...) 

§ 62   Änderungsverbot 

(1) Soweit nach den Bestimmungen dieses Abschnitts die Benutzung eines Werkes zulässig ist, dürfen 

Änderungen an dem Werk nicht vorgenommen werden. § 39 gilt entsprechend. 

(2) Soweit der Benutzungszweck es erfordert, sind Übersetzungen und solche Änderungen des Werkes 

zulässig, die nur Auszüge oder Übertragungen in eine andere Tonart oder Stimmlage darstellen. 

(3) Bei Werken der bildenden Künste und Lichtbildwerken sind Übertragungen des Werkes in eine 

andere Größe und solche Änderungen zulässig, die das für die Vervielfältigung angewendete 

Verfahren mit sich bringt. 

(4) Bei Sammlungen für Kirchen-, Schul- oder Unterrichtsgebrauch (§ 46) sind außer den nach den 

Absätzen 1 bis 3 erlaubten Änderungen solche Änderungen von Sprachwerken zulässig, die für den 

Kirchen-, Schul- oder Unterrichtsgebrauch erforderlich sind. Änderungen bedürfen jedoch der 

Einwilligung des Urhebers, (...). Die Einwilligung gilt als erteilt, wenn der Urheber oder der 

Rechtsnachfolger nicht innerhalb eines Monats, nachdem ihm die beabsichtigte Änderung mitgeteilt 

worden ist, widerspricht und er bei der Mitteilung der Änderung auf diese Rechtsfolge hingewiesen 

worden ist. 

 


